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Bericht des Abgeordneten Dr. Serres 


Die beiden Verordnungen wurden vom Herrn 
Präsidenten mit Schreiben vom 12. Dezember 1968 
an den Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstands- 
fragen mit Frist zum 26. März 1969 zur Beratung 
überwiesen. Beide Verordnungen sind bereits am 
10. Dezember 1968 in Kraft getreten. Nach § 27 
Abs. 2 AWG kann der Bundestag verlangen, daß 
die beiden Verordnungen in einer Frist von vier 
Monaten nach Verkündung aufgehoben werden. 

Durch die beiden Verordnungen wurden die 
Außenwirtschaftsverordnung und die Ausfuhrliste 
wie folgt geändert: 

1. In der Ausfuhrliste sind die Waren, für deren 
Ausfuhr nach § 6 a Abs. 1 AWV eine besondere 
Ausfuhrgenehmigung erforderlich ist, mit einem 
E gekennzeichnet. Dieses Genehmigungsverfah- 
ren galt bisher gegenüber allen Ländern. Es 
wurde nun nach Schaffung des Gemeinsamen 
Marktes auf Ausfuhren nach Ländern außerhalb 
der EWG eingeschränkt. Ausgenommen sind nur 
einige Saatgutpositionen. 

Bei den der Gemeinsamen Marktorganisation für 
Milch und Milcherzeugnisse unterliegenden Er- 


zeugnissen kann, um ihre Ausfuhr auf der Grund- 
lage der Preise zu ermöglichen, die im inter- 
nationalen Handel gelten, der Unterschied zwi- 
schen diesen Preisen und den Preisen in der 
Gemeinschaft durch eine Erstattung ausgeglichen 
werden. Die Grundregeln für die Gewährung 
dieser Erstattungen und die Kriterien für ihre 
Festsetzung wurden in der EWG-Verordnung 
Nr. 876 vom 28. Juni 1968 festgelegt. Außerdem 
wurde angeordnet, daß für jede Ausfuhr der 
genannten Erzeugnisse, für die im voraus eine 
Erstattung festgesetzt wurde, die Vorlage einer 
Einfuhrlizenz erforderlich ist. Diesen EWG- 
Bestimmungen ist mit der angeordneten Aus- 
fuhrgenehmigung Rechnung getragen worden. 

2. Die EWG-Qualitätserfordernisse für die Ausfuhr 
von Obst und Gemüse, die bisher nur für Aus- 
fuhren nach EWG-Mitgliedstaaten galten, wurden 
auch auf die Ausfuhren nach Drittländern aus- 
gedehnt. Für die Ausfuhr von lebenden Pflanzen 
und Waren des Blumenhandels wurden Quali- 
tätserfordernisse neu vorgeschrieben. Diese Be- 
stimmungen beruhen ebenfalls auf einschlägigen 
EWG-Verordnungen. 
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3. Für die Ausfuhr von Ahornzucker, Ahornzucker- 
sirup und Melassen nach Ländern außerhalb der 
Gemeinschaft ist nach der Gemeinsamen Markt- 
Organisation für Zucker eine Genehmigung er- 
forderlich. Die einschlägigen Waren-Nummern 
der Ausfuhrliste mußten, um Überschneidungen 
mit verschiedenen anderen Marktorganisationen 
zu vermeiden, deshalb neu gefaßt werden. 

4. Bei Zusätzen für Mineralöle, Schmiermittel und 
Feuerzeugbenzin wurde aus Gründen der Ver- 
waltungsvereinfachung die bisher erforderliche 
Einfuhrkontrollmeldung abgeschafft, weil für 
diese Waren die genaue Erfassung — wie bei 
den übrigen Mineralölerzeugnissen - — nicht not- 
wendig ist. 

kriminiert wird; 

5. Für Treibstoffe, die Landkraftfahrzeuge zum c) durch die Änderungen der Länderliste E 

Eigenbetrieb mitführen und für Treibstoffe für wurde einer teilweise geänderten Verwal- 

Kühlanlagen in Landkraftfahrzeugen und Groß- tungsorganisation in Frankreich und Japan 

behältern ist — der Einfuhrregelung der ge- Rechnung getragen- ' 

änderten Allgemeinen Zollordnung entspre- 
chend - — das erleichterte Einfuhrverfahren des ) res thchen Änderungen der Länderlisten 

§ 32 Abs. 1 AWV eingeführt worden. ergeben sich aus der politischen Entwicklung 

bei den einzelnen Ländern. 

6. Die Bundesregierung ist mit Gesetz vom 25. Juli Namens des Ausschusses für Wirtschaft und 
1968 und Hinterlegung der Ratifikationsurkunde Mittelstandsfragen bitte ich das Hohe Haus, von 
dem Internationalen Kaffee-Übereinkommen 1968 seinem Aufhebungsrecht nach § 27 Abs. 2 AWG 
beigetreten. Die Vorschriften zur Regelung der keinen Gebrauch zu machen. 


Bonn, den 23. Januar 1969 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 

Dr. h. c. Menne (Frankfurt) Dr. Serres 

Vorsitzender Berichterstatter 


Kaffee-Einfuhr wurden diesem neuen Abkommen 
angepaßt. 

7. Die Länderlisten der Anlage L zur Außenwirt- 
schaftsverordnung wurden folgendermaßen ge- 
ändert: 

a) Kuba wurde als Land mit zentraler Planwirt- 
schaft in die Länderliste C aufgenommen; 

b) Guatemala, Argentinien, Ghana und Jugosla- 
wien wurden in die Länderliste F 2 aufge- 
nommen. Damit entfällt u. a. die Genehmi- 
gung für das Chartern von Seeschiffen unter 
der Flagge dieser Länder. Diese Erleichterung 
wurde möglich, weil die deutsche Seeschiff- 
fahrt von diesen Ländern nicht mehr dis- 
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